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Antwort  
der Landesregierung  

auf die Kleine Anfrage Nr. 4689  

des Abgeordneten Dieter Dombrowski (CDU-Fraktion) 
Drucksache 6/11683   

Ausgleich von Biberschäden in Brandenburg und Nutzung der Möglichkeiten nach 

der Brandenburgischen Biberverordnung  

Namens der Landesregierung beantwortet der Minister für Ländliche Entwicklung, Umwelt 

und Landwirtschaft die Kleine Anfrage wie folgt: 

Vorbemerkung des Fragestellers: Seit Mai 2015 verfügt Brandenburg über eine Biberver-
ordnung, mit der das Vergrämen und die Entnahme von Tieren außerhalb von naturschutz-
rechtlich geschützten Gebieten ermöglicht wird. Die Biberverordnung geht zurück auf ei-
nen Sieben-Punkte-Plan für ein landesweites Bibermanagement. Als unmittelbar geltende 
Ausnahme von den artenschutzrechtlichen Verboten zum Schutz des Bibers ermöglicht 
die Biberverordnung an allen Stau- und Hochwassereinrichtungen, an Böschungen von 
Verkehrswegen, an Dämmen von Klär- und Fischteichanlagen und an den von den Land-
kreisen festgesetzten Abschnitten von Be- und Entwässerungsgräben ein Eingreifen zur 
Abwehr von Schäden in die nach dem europäischen Naturschutzrecht streng geschützten 
Art. Außerhalb von naturschutzrechtlich geschützten Gebieten entfällt somit die zuvor not-
wendige Antragstellung je Einzelfall, um einerseits in den Lebensraum des Bibers oder 
direkt in den Biberbestand einzugreifen. In Brandenburg gibt es schätzungsweise mehr als 
3.000 Exemplare des Europäischen Bibers. 
 
Frage 1: Wie hat sich der Bestand des Europäischen Bibers in den letzten zehn Jahren in 
Brandenburg entwickelt? (bitte pro Jahr auflisten) 
 
Zu Frage 1: Nach Kenntnis des Landesamtes für Umwelt (LfU) haben sich die Bestands-
zahlen wie folgt entwickelt: 
Jahr  Anzahl Biber 
 
2010  ca. 1850 
2011  ca. 2100 
2012  ca. 2400 
2013  ca. 2700 
2014  ca. 3000 
2015  3000 - 3300 
2016  3300 - 3500 
2017  3300 - 3500 
2018  3300 - 3500  
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Frage 2: Wie viele Biber wurden auf der Grundlage der seit dem 1.05.2015 in Kraft getre-
tenen Biberverordnung pro Jahr in welchen Landkreisen und kreisfreien Städten 
 
a) an Stau- und Hochwasserschutzanlagen, 
b) gefährdeten Böschungen von öffentlich gewidmeten Verkehrswegen, 
c) Dämmen von Kläranlagen, 
d) erwerbswirtschaftlich genutzten Fischteichanlagen und 
e) von den uNBs festgelegten Abschnitten von Be- und Entwässerungsgräben  
durch welche Einzelmaßnahme (z.B. Verfüllen oder Beseitigen von Biberburgen, Absen-
kung oder Beseitigung von Biberdämmen etc.) vergrämt? (bitte tabellarisch pro Jahr und 
Landkreis bzw. kreisfreie Stadt auflisten) 
 
Zu Frage 2: Die von den unteren Naturschutzbehörden gemeldeten Vergrämungsmaß-
nahmen nach § 1 Brandenburgische Biberverordnung (BbgBiberV) verteilen sich wie folgt: 
 

 2015/16 2016/17 2017/18 2018/19 

Cottbus 0 0 0 0 

Barnim 2 4 0 0 

Brandenburg 0 0 0 0 

Elbe-Elster 0 0 0 0 

Frankfurt (Oder) 0 0 0 0 

Havelland 0 1 1 0 

Dahme-Spreewald mehrere 0 0 0 

Oder-Spree  Keinen Bericht 
abgegeben  

mehrere 0 

Märkisch-Oderland 63 256 134 140 

Oberhavel 0 0 1 1 

Ostprignitz-Ruppin 0 0 0 0 

Oberspreewald-Lausitz 0 0 0 0 

Potsdam 2 0 0 1 

Potsdam-Mittelmark 0 0 0 0 

Prignitz 0 0 1 2 

Spree-Neiße 0 Keinen Bericht 
abgegeben 

0 0 

Teltow-Fläming 0 1 2 0 

Uckermark 0 0 0 0 

 
Eine weitere Aufschlüsselung ist nicht möglich, da das in dieser Form nicht erfasst wird. 
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Frage 3: Wie viele Biber wurden auf der Grundlage der seit dem 1.05.2015 in Kraft getre-
tenen Biberverordnung pro Jahr in welchen Landkreisen und kreisfreien Städten 
a) an Stau- und Hochwasserschutzanlagen, 
b) gefährdeten Böschungen von öffentlich gewidmeten Verkehrswegen, 
c) Dämmen von Kläranlagen, 
d) erwerbswirtschaftlich genutzten Fischteichanlagen und 
e) von den uNBs festgelegten Abschnitten von Be- und Entwässerungsgräben 
gefangen, aber nicht getötet? (bitte tabellarisch pro Jahr und Landkreis bzw. kreisfreie 
Stadt auflisten) 
 
Zu Frage 3: Von den unteren Naturschutzbehörden wurde seit Inkrafttreten der Branden-
burgischen Biberverordnung kein Biber gemeldet, der nach § 2 Abs. 1 BbgBiberV gefan-
gen, aber nicht getötet wurde. 
 
Frage 4: Wie viele Biber wurden auf der Grundlage der seit dem 1.05.2015 in Kraft getre-
tenen Biberverordnung pro Jahr in welchen Landkreisen und kreisfreien Städten 
a) an Stau- und Hochwasserschutzanlagen, 
b) gefährdeten Böschungen von öffentlich gewidmeten Verkehrswegen, 
c) Dämmen von Kläranlagen, 
d) erwerbswirtschaftlich genutzten Fischteichanlagen und 
e) von den uNBs festgelegten Abschnitten von Be- und Entwässerungsgräben 
letal entnommen? (bitte tabellarisch pro Jahr und Landkreis bzw. kreisfreie Stadt auflisten) 
 
Zu Frage 4: Die von den unteren Naturschutzbehörden gemeldeten Abschüsse nach § 2 
BbgBiberV verteilen sich wie folgt: 

 2015/16 2016/17 2017/18 2018/19 

Cottbus 0 0 0 0 

Barnim 0 2 0 0 

Brandenburg 0 0 0 0 

Elbe-Elster 0 0 0 0 

Frankfurt (Oder) 0 0 1 0 

Havelland 0 0 1 0 

Dahme-Spreewald 0 0 0 0 

Oder-Spree Keinen Bericht 
abgegeben 

Keinen Bericht 
abgegeben 

0 00 

Märkisch-Oderland 22 26 60 80 

Oberhavel Keinen Bericht 
abgegeben 

0 0 0 

Ostprignitz-Ruppin 0 0 0 0 

Oberspreewald-Lausitz Keinen Bericht 
abgegeben 

0 0 0 

Potsdam 0 0 0 0 

Potsdam-Mittelmark 0 0 0 0 

Prignitz 0 0 0 0 

Spree-Neiße 0 Keinen Bericht 
ab-gegeben 

4 13 

Teltow-Fläming 0 0 0 0 

Uckermark 0 0 2 0 
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Eine weitere Aufschlüsselung ist nicht möglich, da das in dieser Form nicht erfasst wird. 
 
Frage 5: Welche Landkreise und kreisfreien Städte haben nach Kenntnis der Landesregie-
rung Abschnitte von Be- und Entwässerungsgräben festgesetzt, an bzw. in denen Eingriffe 
nach der Biberverordnung möglich sind? Wie ist die jeweilige Gesamtstreckenlänge in km 
je Landkreis und kreisfreier Stadt? 
 
Zu Frage 5: Der Landesregierung liegen dazu keine Informationen vor. Die Festsetzung 
von Abschnitten von Be- und Entwässerungsgräben, an bzw. in denen Eingriffe nach der 
Biberverordnung möglich sind, nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BbgBiberV, unterliegt nicht der 
Berichtspflicht nach § 5 BbgBiberV. 
 
Frage 6: Wie viele Anträge auf flächenschutzrechtliche Befreiung wurden in den Landkrei-
sen und kreisfreien Städten in den vergangenen fünf Jahren a) gestellt und b) genehmigt? 
(bitte pro Jahr auflisten) 
 
Zu Frage 6: Der Landesregierung liegen dazu keine Informationen vor. Die Meldung von 
Anträgen auf flächenschutzrechtliche Befreiung bzw. von entsprechenden Zulassungen 
unterliegt nicht der Berichtspflicht nach § 5 BbgBiberV. 
 
Frage 7: Wie hoch waren in den vergangenen fünf Jahren die durch Biber verursachten 
Schäden in erwerbswirtschaftlich genutzten Teichwirtschaften 
a) an Ein- und Auslassbauwerken, 
b) an Teichböschungen und -dämmen sowie 
c) an Fischbeständen? (bitte pro Jahr auflisten) 
 
Zu Frage 7: Zu den Schadenshöhen vor dem Inkrafttreten der Richtlinie des Ministeriums 
für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg (MLUL) 
zum Ausgleich von durch geschützte Arten verursachten Schäden in Teichwirtschaften 
vom September 2018 liegen der Landesregierung keine Informationen vor. Seit dem In-
krafttreten der Richtlinie wurden Biberschäden an Teich-dämmen in Höhe von 16.325,55 
Euro gemeldet (s. Antwort zu Frage 10). 
 
Frage 8: Wie hoch waren die seit dem Inkrafttreten der Biberverordnung entstandenen 
Schäden sowie Mehraufwendungen, die von den Gewässerunterhaltungsverbänden ge-
meldet wurden? (bitte nach Jahren und dem jeweiligen Gewässerunterhaltungsverband 
auflisten) 
 
Zu Frage 8: Zu Schadenshöhen liegen dem MLUL keine Informationen vor. Die von den 
Gewässerunterhaltungsverbänden (GUV) gemeldeten biberbedingten Mehraufwendungen 
bei der Gewässerunterhaltung II. Ordnung stellen sich wie folgt dar: 
 

Name GUV 
gemeldeter biberbedingter Mehraufwand 

2015 2016 2017 2018 

WBV Dosse-Jäglitz 57.281,67 € 41.556,83 € 111.823,90 € 36.800,39 € 

WBV Prignitz 49.316,45 € 36.639,37 € 44.528,96 € 46.100,00 € 

WBV Schnelle Havel 32.339,68 € 25.595,86 € 51.837,72 € 62.863,58 € 

WBV Welse 151.168,75 € 218.455,25 € 231.091,17 € 381.924,66 € 
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Gewässer- und Deichverband 
Oderbruch 

147.707,83 € 193.613,82 € 264.231,43 € 284.492,68 € 

WBV Mittlere Spree 27.963,41 € - 61.984,58 € 55.614,90 € 

WBV Nuthe-Nieplitz 2.262,43 € - 6.763,28 € 6.419,18 € 

GeV Spree-Neiße 37.189,87 € 15.780,13 € 38.477,96 € 34.400,60 € 

GwV Kleine Elster-Pulsnitz - 27.669,56 € 39.905,29 € 27.181,24 € 

WBV Schlaubetal-Oderauen - 34.553,21 € 44.602,55 € 45.546,73 € 

WBV Finowfließ - 32.083,50 € 41.283,71 € 52.169,50 € 

WBV Uckerseen - 16.946,36 € 70.200,34 € 58.392,06 € 

WBV Untere Havel-
Brandenburger Havel 

- 47.400,66 € - 55.025,79 € 

WBV Nördlicher Spreewald - 23.106,79 € 31.000,75 € 37.367,64 € 

WBV GHHK - - 14.788,04 € 19.449,73 € 

Gesamt 505.230,09 € 713.401,34 € 1.050.559,70 € 1.203.748,68 € 

 
 
Frage 9: Wie war der Mittelabfluss je Gewässerunterhaltungsverband für die biberbeding-
ten Mehraufwendungen an Gewässern II. Ordnung in den Haushaltsjahren 2016 bis 2018? 
(bitte pro Jahr und Gewässerunterhaltungsverbände auflisten) 
 
Zu Frage 9: 
 

Name GUV 

Kostenbeteiligung des Landes* 
(Abrechnungszeitraum jeweils vom 01.10. bis 30.09. 
des Folgejahres) 

2016 2017 2018 

WBV Dosse-Jäglitz 15.778,42 € 50.861,74 € 13.400,20 € 

WBV Prignitz 14.207,83 € 15.741,21 € 15.111,74 € 

WBV Schnelle Havel 7.797,93 € 20.918,86 € 26.431,79 € 

WBV Welse 104.227,62 € 110.545,59 € 185.199,24 € 

Gewässer- und Deichverband 
Oderbruch 

91.717,73 € 125.937,94 € 142.246,34 € 

GeV Spree-Neiße 2.890,07 € 14.078,84 € 12.116,55 

GwV Kleine Elster-Pulsnitz 8.533,93 € 14.952,65 € 8.590,62 € 

WBV Schlaubetal-Oderauen 12.276,12 € 17.301,27 € 17.773,36 € 

WBV Finowfließ 11.041,75 € 14.658,87 € 21.084,75 € 

WBV Uckerseen 3.473,18 € 31.100,17 € 24.196,03 € 

WBV Untere Havel-
Brandenburger Havel 

18.700,33 € - 22.512,99 € 

WBV Nördlicher Spreewald 6.553,39 € 10.500,37 € 13.683,82 € 

WBV GHHK - 2.394,02 € 4.724,87 € 

WBV Mittlere Spree - 25.568,24 € 22.507,45 

Gesamt 297.189,30 € 454.559,77 € 529.579,75 € 

 
* Kostenbeteiligung auf Grundlage der Verwaltungsvorschrift des MLUL über die Kostenbeteiligung des Lan-
des an biberbedingten Mehraufwendungen bei der Gewässerunterhaltung II. Ordnung 
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Frage 10: Mit der Richtlinie des MLUL zum Ausgleich von durch geschützte Arten verur-
sachten Schäden in Teichwirtschaften vom September 2018 können Unternehmen der 
Aquakultur u.a. vom Biber verursachte Schäden, einschließlich der Kosten für die Erstel-
lung von Gutachten zur Ermittlung der Schadenshöhe bis zu einer Höchstgrenze von 
30.000 Euro in drei Kalenderjahren bis zu 80 Prozent ausgeglichen bekommen.  
a) Wie viele Betriebe haben auf der Grundlage der o.g. Richtlinie einen Antrag auf Aus-
gleich von Schäden in welcher Schadenshöhe gestellt, die vom Biber verursacht wurden? 
(bitte nach Jahren auflisten und differenzieren nach a) Ein- und Auslaufbauwerken, b) 
Teichböschungen und -dämme sowie c) an Fischbeständen) 
b) Wie viele von den Anträgen wurden positiv beschieden und wie viele wurden aus wel-
chen Gründen abgelehnt? 
c) In welcher Höhe wurden finanzielle Zuwendungen pro Jahr auf der Grundlage der o.g. 
Richtlinie an die Unternehmen ausgereicht? 
 
Zu Frage 10: Seit Inkrafttreten der Richtlinie wurde erst ein (in 2019) Antrag auf Ausgleich 
von Biberschäden in Teichwirtschaften gestellt. Der Antrag umfasst Schäden an Teich-
dämmen in Höhe von 16.325,55 Euro. Die Bescheidung zur Bewilligung der möglichen 
Ausgleichsleistung ist in Vorbereitung. 
 
Frage 11: Die Zuwendungen nach der Richtlinie zum Ausgleich von durch geschützte Ar-
ten verursachten Schäden in Teichwirtschaften sind bis zum Vorliegen einer Zustimmung 
durch die Europäische Kommission auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- und Aquakul-
turbereich begrenzt. Wann hat die Landesregierung ein entsprechendes Notifizierungsver-
fahren bei der EU-Kommission eingeleitet? Wie ist der aktuelle Sachstand hinsichtlich der 
EU-Notifizierung und wann rechnet die Landesregierung mit einem Ergebnis? 
 
Zu Frage 11: Das Notifizierungsverfahren wurde durch das MLUL im ersten Quartal 2019 
eingeleitet. Gegenwärtig erfolgt die Prüfung im Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft (BMEL). Anschließend wird innerhalb einer zweimonatigen Frist durch die 
Europäische Kommission über den Antrag entschieden. Die Frist beginnt erneut, sofern 
die Kommission Fragen zur Beantwortung an den Mitgliedstaat richtet. 
 
Frage 12: Welche ökologischen Schäden sind nach Kenntnis der Landesregierung an 
Fließgewässern durch den Biber in der Vergangenheit entstanden (z.B. in Hinblick auf 
Wanderfische)? 
 
Zu Frage 12: Der Landesregierung sind keine ökologischen Schäden durch den Biber be-
kannt. Der Biber beeinflusst und verändert Ökosysteme und trägt durch die Umgestaltung 
seiner Umwelt regelmäßig zu einer höheren Biotop- und Artenvielfalt bei und induziert eine 
einzigartige Heterogenität in der Gewässerlandschaft. Dadurch bietet sich die Perspektive, 
Biber als Instrumente zur Erreichung der Ziele der EU-Wasserrahmenrichtlinie und für die 
Renaturierung von Feuchtgebieten zu nutzen. Dies wird von Wissenschaftlern in aktuellen 
internationalen Studien zunehmend vorgeschlagen. In Einzelfällen kann es in Fließgewäs-
sern, die nach der EU-Wasserrahmenrichtlinie einen guten ökologischen Zustand errei-
chen müssen, durch die Aktivitäten des Bibers zu Zielkonflikten kommen, die dann ent-
sprechend auch im Einzelfall zu lösen sind. 
 
Frage 13: Sowohl der Sieben-Punkte-Plan als auch die Biberverordnung sollten nach zwei 
Jahren durch die Landesregierung evaluiert werden. Im November 2017 legte die Landes-
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regierung dem Ausschuss für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft einen 
schriftlichen Bericht vor. Darin kommt sie zu dem Ergebnis, dass die Biberverordnung ein 
geeignetes Instrument zur Abwehr von erheblichen Schäden ist. Nach welchen nachprüf-
baren Kriterien erfolgte die Evaluierung der Biberverordnung? Welche Defizite bzw. wel-
chen Nachbesserungsbedarf sieht die Landesregierung trotz ihres positiven Befundes der 
Biberverordnung? 
 
Zu Frage 13: Die Evaluierung der Biberverordnung erfolgte auf Grundlage entsprechender 
Erfahrungsberichte aus den Landkreisen und kreisfreien Städten. Nachbesserungsbedarf 
wird neben redaktionellen Änderungen und der Korrektur fehlerhafter Binnenverweise von 
der Landesregierung insbesondere in folgenden Punkten gesehen: 
 
§ 1 - Ausweitung des Geltungsbereichs der VO auf Regen- und Hochwasserrückhaltebe-
cken, Gewässer in unmittelbarer Nähe von Deichen und zugehörigen Hochwasserschutz-
anlagen soweit es durch in ihnen lebende Biber erkennbar zu einer Gefährdung kommt, 
sowie gefährdete Böschungen von Kanalseitendämmen, 
 
§ 2 Abs. 4 - Kein Fallenfang erforderlich, wenn klar ist, dass gefangene Biber getötet wer-
den, 
 
§ § 2 Abs. 1 und 4 - In Teichwirtschaften und an Deichen Fang oder Abschuss ohne vorhe-
rige Vergrämung zulässig, 
 
§ 3 Abs. 2 - Durchführung der zugelassenen Maßnahmen auch in Natura 2000-Gebieten 
möglich, wenn eine erhebliche Beeinträchtigung des Gebietes bei der Durchführung der 
Maßnahmen ausgeschlossen ist, 
 
§ 3 Abs. 3 - Aufhebung der zeitlichen Beschränkung für die Durchführung von Maßnahmen 
bei Bibern ohne Jungtiere und bei unbewohnten Biberbauen und -burgen (bisher nur für 
Deiche); in diesen Fällen kann ganzjährig gehandelt werden, 
 
§ 4 - Ausweitung des Kreises der berechtigten Personen auf (geschulte) Mitarbeiter*innen 
der Straßenbauverwaltungen und der DB Netz, Teichwirte oder Mitarbeiter in Teichwirt-
schaften. 
 
Frage 14: Die Brandenburgische Biberverordnung tritt mit Ablauf des 31.12.2019 außer 
Kraft? Wie bewertet die Landesregierung eine mögliche Fortführung der Biberverordnung 
und möglicherweise eine Entfristung? 
 
Zu Frage 14: Die Landesregierung hält eine Fortführung der Biberverordnung für erforder-
lich. Auf Grund des oben benannten Änderungsbedarfs wird die Biberverordnung derzeit 
überarbeitet. Eine Entfristung ist auf Grund der EU-rechtlichen Vorgaben nicht zulässig. 
 
Frage 15: Welche Auswirkungen wird die Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes 
(Bundestagsdrucksache 19/10899) möglicherweise auf die Biberverordnung haben, mit 
der die Schadschwelle von „erheblichen“ Schäden auf „ernste“ Schäden herabgesetzt und 
somit an das EU-Naturschutzrecht angepasst wird? 
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Zu Frage 15: Eine etwaige Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) hät-
te keine Auswirkungen auf die Biberverordnung, da die Änderung nur der Klarstellung 
dient. Die vorgesehene Änderung in § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 („ernster“ statt „erheblicher“ 
Schaden) soll ausweislich der Gesetzesbegründung klarstellen, dass der Ausnahmegrund 
erfordert, dass der drohende oder bereits eingetretene Schaden „ernst“, d. h. mehr als nur 
geringfügig ist und entgegen einer in Teilen der Rechtsprechung vertretenen Auslegung 
das Vorliegen einer unzumutbaren Belastung im Sinne des § 67 Absatz 2 Satz 1 
BNatSchG nicht erforderlich ist. Von dieser Prämisse ist die Landesregierung sowohl beim 
Erlass der Biber- als auch der Wolfsverordnung ausgegangen. 
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Namens der Landesregierung beantwortet der Minister für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft die Kleine Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung des Fragestellers: Seit Mai 2015 verfügt Brandenburg über eine Biberverordnung, mit der das Vergrämen und die Entnahme von Tieren außerhalb von naturschutzrechtlich geschützten Gebieten ermöglicht wird. Die Biberverordnung geht zurück auf einen Sieben-Punkte-Plan für ein landesweites Bibermanagement. Als unmittelbar geltende Ausnahme von den artenschutzrechtlichen Verboten zum Schutz des Bibers ermöglicht die Biberverordnung an allen Stau- und Hochwassereinrichtungen, an Böschungen von Verkehrswegen, an Dämmen von Klär- und Fischteichanlagen und an den von den Landkreisen festgesetzten Abschnitten von Be- und Entwässerungsgräben ein Eingreifen zur Abwehr von Schäden in die nach dem europäischen Naturschutzrecht streng geschützten Art. Außerhalb von naturschutzrechtlich geschützten Gebieten entfällt somit die zuvor notwendige Antragstellung je Einzelfall, um einerseits in den Lebensraum des Bibers oder direkt in den Biberbestand einzugreifen. In Brandenburg gibt es schätzungsweise mehr als 3.000 Exemplare des Europäischen Bibers.



Frage 1: Wie hat sich der Bestand des Europäischen Bibers in den letzten zehn Jahren in Brandenburg entwickelt? (bitte pro Jahr auflisten)



Zu Frage 1: Nach Kenntnis des Landesamtes für Umwelt (LfU) haben sich die Bestandszahlen wie folgt entwickelt:

Jahr		Anzahl Biber



2010		ca. 1850

2011		ca. 2100

2012		ca. 2400

2013		ca. 2700

2014		ca. 3000

2015		3000 - 3300

2016		3300 - 3500

2017		3300 - 3500

2018		3300 - 3500 



Frage 2: Wie viele Biber wurden auf der Grundlage der seit dem 1.05.2015 in Kraft getretenen Biberverordnung pro Jahr in welchen Landkreisen und kreisfreien Städten



a)	an Stau- und Hochwasserschutzanlagen,

b)	gefährdeten Böschungen von öffentlich gewidmeten Verkehrswegen,

c)	Dämmen von Kläranlagen,

d)	erwerbswirtschaftlich genutzten Fischteichanlagen und

e)	von den uNBs festgelegten Abschnitten von Be- und Entwässerungsgräben 

durch welche Einzelmaßnahme (z.B. Verfüllen oder Beseitigen von Biberburgen, Absenkung oder Beseitigung von Biberdämmen etc.) vergrämt? (bitte tabellarisch pro Jahr und Landkreis bzw. kreisfreie Stadt auflisten)



Zu Frage 2: Die von den unteren Naturschutzbehörden gemeldeten Vergrämungsmaßnahmen nach § 1 Brandenburgische Biberverordnung (BbgBiberV) verteilen sich wie folgt:



		

		2015/16

		2016/17

		2017/18

		2018/19



		Cottbus

		0

		0

		0

		0



		Barnim

		2

		4

		0

		0



		Brandenburg

		0

		0

		0

		0



		Elbe-Elster

		0

		0

		0

		0



		Frankfurt (Oder)

		0

		0

		0

		0



		Havelland

		0

		1

		1

		0



		Dahme-Spreewald

		mehrere

		0

		0

		0



		Oder-Spree

		

		Keinen Bericht abgegeben 

		mehrere

		0



		Märkisch-Oderland

		63

		256

		134

		140



		Oberhavel

		0

		0

		1

		1



		Ostprignitz-Ruppin

		0

		0

		0

		0



		Oberspreewald-Lausitz

		0

		0

		0

		0



		Potsdam

		2

		0

		0

		1



		Potsdam-Mittelmark

		0

		0

		0

		0



		Prignitz

		0

		0

		1

		2



		Spree-Neiße

		0

		Keinen Bericht abgegeben

		0

		0



		Teltow-Fläming

		0

		1

		2

		0



		Uckermark

		0

		0

		0

		0







Eine weitere Aufschlüsselung ist nicht möglich, da das in dieser Form nicht erfasst wird.




Frage 3: Wie viele Biber wurden auf der Grundlage der seit dem 1.05.2015 in Kraft getretenen Biberverordnung pro Jahr in welchen Landkreisen und kreisfreien Städten

a)	an Stau- und Hochwasserschutzanlagen,

b)	gefährdeten Böschungen von öffentlich gewidmeten Verkehrswegen,

c)	Dämmen von Kläranlagen,

d)	erwerbswirtschaftlich genutzten Fischteichanlagen und

e)	von den uNBs festgelegten Abschnitten von Be- und Entwässerungsgräben

gefangen, aber nicht getötet? (bitte tabellarisch pro Jahr und Landkreis bzw. kreisfreie Stadt auflisten)



Zu Frage 3: Von den unteren Naturschutzbehörden wurde seit Inkrafttreten der Brandenburgischen Biberverordnung kein Biber gemeldet, der nach § 2 Abs. 1 BbgBiberV gefangen, aber nicht getötet wurde.



Frage 4: Wie viele Biber wurden auf der Grundlage der seit dem 1.05.2015 in Kraft getretenen Biberverordnung pro Jahr in welchen Landkreisen und kreisfreien Städten

a)	an Stau- und Hochwasserschutzanlagen,

b)	gefährdeten Böschungen von öffentlich gewidmeten Verkehrswegen,

c)	Dämmen von Kläranlagen,

d)	erwerbswirtschaftlich genutzten Fischteichanlagen und

e)	von den uNBs festgelegten Abschnitten von Be- und Entwässerungsgräben

letal entnommen? (bitte tabellarisch pro Jahr und Landkreis bzw. kreisfreie Stadt auflisten)



Zu Frage 4: Die von den unteren Naturschutzbehörden gemeldeten Abschüsse nach § 2 BbgBiberV verteilen sich wie folgt:

		

		2015/16

		2016/17

		2017/18

		2018/19



		Cottbus

		0

		0

		0

		0



		Barnim

		0

		2

		0

		0



		Brandenburg

		0

		0

		0

		0



		Elbe-Elster

		0

		0

		0

		0



		Frankfurt (Oder)

		0

		0

		1

		0



		Havelland

		0

		0

		1

		0



		Dahme-Spreewald

		0

		0

		0

		0



		Oder-Spree

		Keinen Bericht abgegeben

		Keinen Bericht abgegeben

		0

		00



		Märkisch-Oderland

		22

		26

		60

		80



		Oberhavel

		Keinen Bericht abgegeben

		0

		0

		0



		Ostprignitz-Ruppin

		0

		0

		0

		0



		Oberspreewald-Lausitz

		Keinen Bericht abgegeben

		0

		0

		0



		Potsdam

		0

		0

		0

		0



		Potsdam-Mittelmark

		0

		0

		0

		0



		Prignitz

		0

		0

		0

		0



		Spree-Neiße

		0

		Keinen Bericht ab-gegeben

		4

		13



		Teltow-Fläming

		0

		0

		0

		0



		Uckermark

		0

		0

		2

		0





Eine weitere Aufschlüsselung ist nicht möglich, da das in dieser Form nicht erfasst wird.



Frage 5: Welche Landkreise und kreisfreien Städte haben nach Kenntnis der Landesregierung Abschnitte von Be- und Entwässerungsgräben festgesetzt, an bzw. in denen Eingriffe nach der Biberverordnung möglich sind? Wie ist die jeweilige Gesamtstreckenlänge in km je Landkreis und kreisfreier Stadt?



Zu Frage 5: Der Landesregierung liegen dazu keine Informationen vor. Die Festsetzung von Abschnitten von Be- und Entwässerungsgräben, an bzw. in denen Eingriffe nach der Biberverordnung möglich sind, nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BbgBiberV, unterliegt nicht der Berichtspflicht nach § 5 BbgBiberV.



Frage 6: Wie viele Anträge auf flächenschutzrechtliche Befreiung wurden in den Landkreisen und kreisfreien Städten in den vergangenen fünf Jahren a) gestellt und b) genehmigt? (bitte pro Jahr auflisten)



Zu Frage 6: Der Landesregierung liegen dazu keine Informationen vor. Die Meldung von Anträgen auf flächenschutzrechtliche Befreiung bzw. von entsprechenden Zulassungen unterliegt nicht der Berichtspflicht nach § 5 BbgBiberV.



Frage 7: Wie hoch waren in den vergangenen fünf Jahren die durch Biber verursachten Schäden in erwerbswirtschaftlich genutzten Teichwirtschaften

a)	an Ein- und Auslassbauwerken,

b)	an Teichböschungen und -dämmen sowie

c)	an Fischbeständen? (bitte pro Jahr auflisten)



Zu Frage 7: Zu den Schadenshöhen vor dem Inkrafttreten der Richtlinie des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg (MLUL) zum Ausgleich von durch geschützte Arten verursachten Schäden in Teichwirtschaften vom September 2018 liegen der Landesregierung keine Informationen vor. Seit dem Inkrafttreten der Richtlinie wurden Biberschäden an Teich-dämmen in Höhe von 16.325,55 Euro gemeldet (s. Antwort zu Frage 10).



Frage 8: Wie hoch waren die seit dem Inkrafttreten der Biberverordnung entstandenen Schäden sowie Mehraufwendungen, die von den Gewässerunterhaltungsverbänden gemeldet wurden? (bitte nach Jahren und dem jeweiligen Gewässerunterhaltungsverband auflisten)



Zu Frage 8: Zu Schadenshöhen liegen dem MLUL keine Informationen vor. Die von den Gewässerunterhaltungsverbänden (GUV) gemeldeten biberbedingten Mehraufwendungen bei der Gewässerunterhaltung II. Ordnung stellen sich wie folgt dar:



		Name GUV

		gemeldeter biberbedingter Mehraufwand



		

		2015

		2016

		2017

		2018



		WBV Dosse-Jäglitz

		57.281,67 €

		41.556,83 €

		111.823,90 €

		36.800,39 €



		WBV Prignitz

		49.316,45 €

		36.639,37 €

		44.528,96 €

		46.100,00 €



		WBV Schnelle Havel

		32.339,68 €

		25.595,86 €

		51.837,72 €

		62.863,58 €



		WBV Welse

		151.168,75 €

		218.455,25 €

		231.091,17 €

		381.924,66 €



		Gewässer- und Deichverband Oderbruch

		147.707,83 €

		193.613,82 €

		264.231,43 €

		284.492,68 €



		WBV Mittlere Spree

		27.963,41 €

		-

		61.984,58 €

		55.614,90 €



		WBV Nuthe-Nieplitz

		2.262,43 €

		-

		6.763,28 €

		6.419,18 €



		GeV Spree-Neiße

		37.189,87 €

		15.780,13 €

		38.477,96 €

		34.400,60 €



		GwV Kleine Elster-Pulsnitz

		-

		27.669,56 €

		39.905,29 €

		27.181,24 €



		WBV Schlaubetal-Oderauen

		-

		34.553,21 €

		44.602,55 €

		45.546,73 €



		WBV Finowfließ

		-

		32.083,50 €

		41.283,71 €

		52.169,50 €



		WBV Uckerseen

		-

		16.946,36 €

		70.200,34 €

		58.392,06 €



		WBV Untere Havel-Brandenburger Havel

		-

		47.400,66 €

		-

		55.025,79 €



		WBV Nördlicher Spreewald

		-

		23.106,79 €

		31.000,75 €

		37.367,64 €



		WBV GHHK

		-

		-

		14.788,04 €

		19.449,73 €



		Gesamt

		505.230,09 €

		713.401,34 €

		1.050.559,70 €

		1.203.748,68 €









Frage 9: Wie war der Mittelabfluss je Gewässerunterhaltungsverband für die biberbedingten Mehraufwendungen an Gewässern II. Ordnung in den Haushaltsjahren 2016 bis 2018? (bitte pro Jahr und Gewässerunterhaltungsverbände auflisten)



Zu Frage 9:



		Name GUV

		Kostenbeteiligung des Landes*

(Abrechnungszeitraum jeweils vom 01.10. bis 30.09. des Folgejahres)



		

		2016

		2017

		2018



		WBV Dosse-Jäglitz

		15.778,42 €

		50.861,74 €

		13.400,20 €



		WBV Prignitz

		14.207,83 €

		15.741,21 €

		15.111,74 €



		WBV Schnelle Havel

		7.797,93 €

		20.918,86 €

		26.431,79 €



		WBV Welse

		104.227,62 €

		110.545,59 €

		185.199,24 €



		Gewässer- und Deichverband Oderbruch

		91.717,73 €

		125.937,94 €

		142.246,34 €



		GeV Spree-Neiße

		2.890,07 €

		14.078,84 €

		12.116,55



		GwV Kleine Elster-Pulsnitz

		8.533,93 €

		14.952,65 €

		8.590,62 €



		WBV Schlaubetal-Oderauen

		12.276,12 €

		17.301,27 €

		17.773,36 €



		WBV Finowfließ

		11.041,75 €

		14.658,87 €

		21.084,75 €



		WBV Uckerseen

		3.473,18 €

		31.100,17 €

		24.196,03 €



		WBV Untere Havel-Brandenburger Havel

		18.700,33 €

		-

		22.512,99 €



		WBV Nördlicher Spreewald

		6.553,39 €

		10.500,37 €

		13.683,82 €



		WBV GHHK

		-

		2.394,02 €

		4.724,87 €



		WBV Mittlere Spree

		-

		25.568,24 €

		22.507,45



		Gesamt

		297.189,30 €

		454.559,77 €

		529.579,75 €







* Kostenbeteiligung auf Grundlage der Verwaltungsvorschrift des MLUL über die Kostenbeteiligung des Landes an biberbedingten Mehraufwendungen bei der Gewässerunterhaltung II. Ordnung






Frage 10: Mit der Richtlinie des MLUL zum Ausgleich von durch geschützte Arten verursachten Schäden in Teichwirtschaften vom September 2018 können Unternehmen der Aquakultur u.a. vom Biber verursachte Schäden, einschließlich der Kosten für die Erstellung von Gutachten zur Ermittlung der Schadenshöhe bis zu einer Höchstgrenze von 30.000 Euro in drei Kalenderjahren bis zu 80 Prozent ausgeglichen bekommen. 

a) Wie viele Betriebe haben auf der Grundlage der o.g. Richtlinie einen Antrag auf Ausgleich von Schäden in welcher Schadenshöhe gestellt, die vom Biber verursacht wurden? (bitte nach Jahren auflisten und differenzieren nach a) Ein- und Auslaufbauwerken, b) Teichböschungen und -dämme sowie c) an Fischbeständen)

b) Wie viele von den Anträgen wurden positiv beschieden und wie viele wurden aus welchen Gründen abgelehnt?

c) In welcher Höhe wurden finanzielle Zuwendungen pro Jahr auf der Grundlage der o.g. Richtlinie an die Unternehmen ausgereicht?



Zu Frage 10: Seit Inkrafttreten der Richtlinie wurde erst ein (in 2019) Antrag auf Ausgleich von Biberschäden in Teichwirtschaften gestellt. Der Antrag umfasst Schäden an Teichdämmen in Höhe von 16.325,55 Euro. Die Bescheidung zur Bewilligung der möglichen Ausgleichsleistung ist in Vorbereitung.



Frage 11: Die Zuwendungen nach der Richtlinie zum Ausgleich von durch geschützte Arten verursachten Schäden in Teichwirtschaften sind bis zum Vorliegen einer Zustimmung durch die Europäische Kommission auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- und Aquakulturbereich begrenzt. Wann hat die Landesregierung ein entsprechendes Notifizierungsverfahren bei der EU-Kommission eingeleitet? Wie ist der aktuelle Sachstand hinsichtlich der EU-Notifizierung und wann rechnet die Landesregierung mit einem Ergebnis?



Zu Frage 11: Das Notifizierungsverfahren wurde durch das MLUL im ersten Quartal 2019 eingeleitet. Gegenwärtig erfolgt die Prüfung im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Anschließend wird innerhalb einer zweimonatigen Frist durch die Europäische Kommission über den Antrag entschieden. Die Frist beginnt erneut, sofern die Kommission Fragen zur Beantwortung an den Mitgliedstaat richtet.



Frage 12: Welche ökologischen Schäden sind nach Kenntnis der Landesregierung an Fließgewässern durch den Biber in der Vergangenheit entstanden (z.B. in Hinblick auf Wanderfische)?



Zu Frage 12: Der Landesregierung sind keine ökologischen Schäden durch den Biber bekannt. Der Biber beeinflusst und verändert Ökosysteme und trägt durch die Umgestaltung seiner Umwelt regelmäßig zu einer höheren Biotop- und Artenvielfalt bei und induziert eine einzigartige Heterogenität in der Gewässerlandschaft. Dadurch bietet sich die Perspektive, Biber als Instrumente zur Erreichung der Ziele der EU-Wasserrahmenrichtlinie und für die Renaturierung von Feuchtgebieten zu nutzen. Dies wird von Wissenschaftlern in aktuellen internationalen Studien zunehmend vorgeschlagen. In Einzelfällen kann es in Fließgewässern, die nach der EU-Wasserrahmenrichtlinie einen guten ökologischen Zustand erreichen müssen, durch die Aktivitäten des Bibers zu Zielkonflikten kommen, die dann entsprechend auch im Einzelfall zu lösen sind.



Frage 13: Sowohl der Sieben-Punkte-Plan als auch die Biberverordnung sollten nach zwei Jahren durch die Landesregierung evaluiert werden. Im November 2017 legte die Landesregierung dem Ausschuss für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft einen schriftlichen Bericht vor. Darin kommt sie zu dem Ergebnis, dass die Biberverordnung ein geeignetes Instrument zur Abwehr von erheblichen Schäden ist. Nach welchen nachprüfbaren Kriterien erfolgte die Evaluierung der Biberverordnung? Welche Defizite bzw. welchen Nachbesserungsbedarf sieht die Landesregierung trotz ihres positiven Befundes der Biberverordnung?



Zu Frage 13: Die Evaluierung der Biberverordnung erfolgte auf Grundlage entsprechender Erfahrungsberichte aus den Landkreisen und kreisfreien Städten. Nachbesserungsbedarf wird neben redaktionellen Änderungen und der Korrektur fehlerhafter Binnenverweise von der Landesregierung insbesondere in folgenden Punkten gesehen:



§ 1 - Ausweitung des Geltungsbereichs der VO auf Regen- und Hochwasserrückhaltebecken, Gewässer in unmittelbarer Nähe von Deichen und zugehörigen Hochwasserschutzanlagen soweit es durch in ihnen lebende Biber erkennbar zu einer Gefährdung kommt, sowie gefährdete Böschungen von Kanalseitendämmen,



§ 2 Abs. 4 - Kein Fallenfang erforderlich, wenn klar ist, dass gefangene Biber getötet werden,



§ § 2 Abs. 1 und 4 - In Teichwirtschaften und an Deichen Fang oder Abschuss ohne vorherige Vergrämung zulässig,



§ 3 Abs. 2 - Durchführung der zugelassenen Maßnahmen auch in Natura 2000-Gebieten möglich, wenn eine erhebliche Beeinträchtigung des Gebietes bei der Durchführung der Maßnahmen ausgeschlossen ist,



§ 3 Abs. 3 - Aufhebung der zeitlichen Beschränkung für die Durchführung von Maßnahmen bei Bibern ohne Jungtiere und bei unbewohnten Biberbauen und -burgen (bisher nur für Deiche); in diesen Fällen kann ganzjährig gehandelt werden,



§ 4 - Ausweitung des Kreises der berechtigten Personen auf (geschulte) Mitarbeiter*innen der Straßenbauverwaltungen und der DB Netz, Teichwirte oder Mitarbeiter in Teichwirtschaften.



Frage 14: Die Brandenburgische Biberverordnung tritt mit Ablauf des 31.12.2019 außer Kraft? Wie bewertet die Landesregierung eine mögliche Fortführung der Biberverordnung und möglicherweise eine Entfristung?



Zu Frage 14: Die Landesregierung hält eine Fortführung der Biberverordnung für erforderlich. Auf Grund des oben benannten Änderungsbedarfs wird die Biberverordnung derzeit überarbeitet. Eine Entfristung ist auf Grund der EU-rechtlichen Vorgaben nicht zulässig.



Frage 15: Welche Auswirkungen wird die Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes (Bundestagsdrucksache 19/10899) möglicherweise auf die Biberverordnung haben, mit der die Schadschwelle von „erheblichen“ Schäden auf „ernste“ Schäden herabgesetzt und somit an das EU-Naturschutzrecht angepasst wird?




[bookmark: Beginn_Text][bookmark: _GoBack]Zu Frage 15: Eine etwaige Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) hätte keine Auswirkungen auf die Biberverordnung, da die Änderung nur der Klarstellung dient. Die vorgesehene Änderung in § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 („ernster“ statt „erheblicher“ Schaden) soll ausweislich der Gesetzesbegründung klarstellen, dass der Ausnahmegrund erfordert, dass der drohende oder bereits eingetretene Schaden „ernst“, d. h. mehr als nur geringfügig ist und entgegen einer in Teilen der Rechtsprechung vertretenen Auslegung das Vorliegen einer unzumutbaren Belastung im Sinne des § 67 Absatz 2 Satz 1 BNatSchG nicht erforderlich ist. Von dieser Prämisse ist die Landesregierung sowohl beim Erlass der Biber- als auch der Wolfsverordnung ausgegangen.
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